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Vorbemerkung
Austausch in Wissenschaft und Kultur, diplomati-

sche Beziehungen und humanitäre Hilfe¹ – Deutsch-

land und Nordkorea haben in vielerlei Hinsicht mit-

einander zu tun. Allerdings bekommt die breite 

Öffentlichkeit davon kaum etwas mit. Dabei sollte 

gerade die Interaktion mit einer menschenverach-

tenden Diktatur wie der Nordkoreas nicht im Verbor-

genen geschehen, sondern in einen transparenten 

Diskurs eingebettet werden. Ganz besonders, wenn 

sie von Deutschland ausgeht, dem Land, in dem wir 

aus guten Gründen unsere historische Verantwor-

tung gegenüber den Menschenrechten betonen. 

Eine redliche Auseinandersetzung ist jedoch mit er-

heblichen Problemen verbunden: Nordkorea ist ein 

höchst komplexes Thema, über das man nur schwer 

gesicherte Aussagen treffen kann, wenn man sich 

nicht über einen längeren Zeitraum intensiv damit 

befasst hat. Die Informationen, die uns zur Verfü-

gung stehen, lassen sich nur mit großem Aufwand 

überprüfen und einordnen. Umso wichtiger ist eine 

wissenschaftliche Auseinandersetzung, die sich 

um eine kritisch-rationale und faktenbasierte Auf-

klärung bemüht. Dafür ist es erforderlich, alle uns 

zugänglichen Informationsquellen auszuschöpfen. 

Denn nur so können wir zu einer realistischen Ein-

schätzung darüber gelangen, in welcher Situation 

sich das Land befindet und wie es der Bevölkerung 

unter der Knechtschaft einer totalitären Diktatur er-

geht. Nur so können wir beurteilen, welche Strate-

gien die internationale Staatengemeinschaft wählen 

sollte, um den nuklearen Drohgebärden aus Pjöng-

jang zu begegnen und die Menschenrechtslage 

vor Ort möglichst effektiv zu verbessern. Nicht zu-

letzt hängt damit also auch die Stabilität der inter-

nationalen Sicherheitsarchitektur zusammen, die 

sich momentan aufgrund politischer Veränderun-

gen unter anderem in der Volksrepublik China oder 

den USA und den daraus resultierenden Verände-

rungen internationaler Beziehungen und Bündnisse

in einem folgenschweren Umbruch befindet. Doch 

selbst „renommierte Experten“ begehen bei ihren Äu-

ßerungen zu Nordkorea immer wieder die gleichen 

fachlichen Fehler oder lassen sich gar von Partiku-

larinteressen leiten. Der Grund dafür ist die Art und 

Weise, wie diese „Experten“ Informationen erheben: 

Der  Ansatz besteht darin, sich auf Einladung des Re-

gimes in Pjöngjang eine propagandistische Inszenie-

rung vorführen zu lassen und dies dann als seltenen, 

exklusiven Einblick in das „abgeschottetste Land der 

Welt“ zu verkaufen. Statt informierter Sachlichkeit 

steht allzu häufig das eigene Renommee im Vorder-

grund, was einem unbefangenen Urteil im Wege steht. 

In dem vorliegenden Bericht möchten wir aufzei-

gen, welche Defizite in der aktuellen Auseinander-

setzung mit dem nordkoreanischen Regime be-

stehen und welche Akteure dafür verantwortlich 

sind. Abschließend stellen wir Handlungsempfeh-

lungen zur Diskussion, wie ein gewissenhafter und 

objektiverer Umgang mit dem Thema möglich wäre.
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Was wissen wir über 
Nordkorea?
Vieles, was wir über Nordkorea zu wissen glauben, 

entspricht nicht der Realität oder ist bloß ein selek-

tiver Ausschnitt von ihr. Das Land ist mit all seinen 

Eigenheiten und Widersprüchen zu einer Projekti-

onsfläche geworden, auf der weltanschauliche und 

ideologische Konflikte stellvertretend ausgetragen 

werden. Dazu trägt insbesondere die Staatspropa-

ganda der Kim-Dynastie selbst bei, die uns gezielt ein 

verzerrtes Bild vom innenpolitischen Wesen und der 

außenpolitischen Agenda des Regimes vermittelt.

 

Wenn man etwas über das Leben in Nordkorea wis-

sen möchte, bleibt einem eigentlich nur die Option, 

jene Nordkoreaner zu befragen, die frei von Angst vor 

Repressalien reden können und vor allem nicht im 

Auftrag des Regimes sprechen. Innerhalb von Nord-

korea wird man solche Menschen zwar kaum finden, 

doch es sind inzwischen mehr als 32.000 von ihnen in 

Südkorea angekommen. Die meisten von ihnen sind 

in den letzten 20 Jahren aus Nordkorea geflohen und 

kommen aus allen Klassen² und Berufsfeldern. Bei 

einer solchen Zahl kann man auf wissenschaftliche 

Weise Aussagen unabhängig voneinander erfassen, 

abgleichen und auswerten. Und genau das wurde 

bereits mehrfach getan: Beispielsweise hatte die UN-

Untersuchungskommission zu Nordkorea ein Jahr 

lang über 300 Zeugen befragt und im Februar 2014 

das schockierende Ergebnis in einem umfangreichen 

Abschlussbericht festgehalten.3 Die Kommission 

kommt darin zu dem Schluss, dass in Nordkorea Ver-

brechen gegen die Menschlichkeit begangen wurden 

und weiterhin werden. Diese seien nicht auf die Ex-

zesse Einzelner zurückzuführen, sondern „wesent-

liche Bestandteile eines politischen Systems, das 

sich sehr weit von seinen angeblichen Gründungs-

idealen entfernt hat”. Michael Kirby, Vorsitzender 

der Untersuchungskommission, wurde sehr deutlich, 

als er bezugnehmend auf den Zweiten Weltkrieg und 

die Verbrechen der Nationalsozialisten ausführte: 

„Damals waren alle schockiert und viele äußerten 

‚wenn wir das nur gewusst hätten’. Jetzt kann nie-

mand mehr behaupten, er hätte es nicht gewusst.” 

Klar ist: Die Schwere und das Ausmaß der Menschen-

rechtsverletzungen in Nordkorea sind in der gegen-

wärtigen Welt beispiellos. Jährlich landet Nordkorea 

im internationalen Vergleich auf einem der letzten 

Plätze, was Rede- und Meinungsfreiheit, Bewegungs- 

und Reisefreiheit, Pressefreiheit, Religionsfreiheit, 

Recht auf Bildung u.  v.  m. betrifft. Dabei steht die 

DVRK in trauriger Konkurrenz nur noch zu Eritrea. 

Systematische und weitreichende Verbrechen gegen 

die Menschlichkeit wie Zwangsarbeit, Folter, Mord, 

Versklavung, Sippenhaft und das Aushungern der 

eigenen Bevölkerung stehen an der Tagesordnung. 

Das Regime versucht, jeden einzelnen Aspekt des 

Lebens der Einwohner zu bestimmen und fordert 

uneingeschränkte Loyalität. Jede von der offiziellen 

Staatsideologie abweichende Meinung wird brutal 

unterdrückt: Menschen werden in Arbeits-, Internie-

rungs- und Konzentrationslager für politische Gefan-

gene deportiert oder – zum Teil öffentlich – hinge-

richtet. Etwa 120.000 Menschen befinden sich derzeit 

in solchen Lagern, deren Existenz durch Satellitenauf-

nahmen und Zeugenaussagen sowohl von Opfern 

als auch, inhaltlich übereinstimmend, von Tätern 

eindeutig belegt ist. Die Lebenserwartung der Häft-

linge beträgt nach Zeugenaussagen durchschnitt-

lich sechs bis sieben Jahre. Ein Großteil der Insas-

sen stirbt an Erschöpfung und Krankheit in Folge von 

Unterernährung und schwerer Zwangsarbeit. Nicht 

wenige werden zu Tode gefoltert oder bei Fluchtver-

suchen erschossen. Nordkoreanische Flüchtlinge, 

die zwangsweise von China wieder nach Nordkorea 

abgeschoben werden, werden häufig Opfer von Fol-

ter, willkürlichen Verhaftungen, standrechtlichen 

Hinrichtungen. Berichtet wird auch von Zwangsab-

treibungen und systematischer sexueller Gewalt.4 
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Es ist darauf hinzuweisen, dass regelmäßig verwen-

dete Beschreibungen wie zum Beispiel „Die letzte 

sozialistische Diktatur“ irreführend sind. Denn da-

durch wird ein völlig falscher Eindruck vermittelt. 

Wer denkt bei einer solchen Einordnung an Ras-

sentheorie, Blutvererbungslehre, Erbdynastie und 

Kastensystem? Nordkorea als "sozialistisch" zu be-

schreiben, ist schlichtweg falsch. Zwar finden sich 

Elemente anderer sozialistischer Systeme auch in 

gesellschaftlichen, politischen und künstlerischen 

Bereichen, doch eben nur zum Teil. In der theokra-

tischen Erbfolge-Diktatur finden sich ebenso Ele-

mente faschistischer Ideologien ebenso wie umge-

deutete ideologische Aspekte aus dem Christentum.

SPEKULATIONEN STATT 
INFORMATIONEN
„Sie sind einer der führenden Nordkorea-Experten 

der Welt“ oder „Sie sind einer der wenigen Nord-

korea-Kenner überhaupt“, so lassen sich Nordko-

rea-Experten im deutschsprachigen Raum gerne 

bescheiden bei Interviews ankündigen. Das könnte 

man natürlich zum Beispiel am Korea National Ins-

titute for Unification (ROK), an der Nankai University 

(VRC), der Vistula University (Polen), dem Center for 

Fundamental Rights (Ungarn), der Tokyo University 

(Japan) und zahlreichen anderen Instituten durchaus 

anders sehen. Auch findet man ohne jeden Zweifel 

deutlich mehr professionelle Kompetenz bei zahl-

reichen Sachverständigen zu Themen mit jeglichem 

Bezug zu Nordkorea bei international arbeitenden 

(zum Beispiel koreanischen) NROs und Nachrichten-

portalen, die sich ausschließlich mit Nordkorea be-

fassen. Nicht zuletzt dürften die rund 32.000 Flücht-

linge aus Nordkorea unserer Meinung nach etwas 

mehr Kenntnis über Kultur, Erziehung und Bildung, 

Wirtschaft, Handel und zahlreiche andere Berei-

che haben. Zusätzlich stellen sich diese Talkshow-

Gäste und Interviewpartner durch Akzeptieren die-

ser fantasievollen Titel ihre Sachkenntnis nicht 

nur über diejenigen Menschen, die aus Nordko-

rea fliehen konnten, sondern auch über tatsäch-

liche Sachverständige wie zum Beispiel die Ver-

treter und Mitarbeiter der Vereinten Nationen, des 

OHCHR Seoul und diplomatische Vertretungen.

Nun hat man spätestens seit Theodor W. Adornos 

und Max Horkheimers Aufsatz über die „Kultur-

industrie – Aufklärung als Massenbetrug“ solchen 

Superlativen gegenüber in Fernseh-Talkshows (um 

Gäste zu legitimieren) ein kritisches Bewusstsein. 

Problematisch wird es aber, wenn politische Akteu-

re, zum Beispiel Bundestagsabgeordnete, sich da-

von beeindrucken lassen, solchen Personen und 

ihren eher eingeschränkten Erkenntnissen im politi-

schen Spektrum ein Bühne bereiten – oder gar auf-

grund deren oberflächlicher Eindrücke politische Ent-

scheidungen fällen. (Dies vertiefen wir in Punkt  4.) 

Um dies zu unterstreichen, seien hier zwei Beispiele 

genannt, welche sich in der Öffentlichkeit im Rahmen 

von Veranstaltungen zu Nordkorea ereigneten und 

jeweils von mehreren Mitgliedern unserer Stiftung 

bezeugt werden können: Der von vielen Medien in 

der Debatte um Nordkorea als renommiert wahrge-

nommene Wirtschaftswissenschaftler Rüdiger Frank 

bezeichnet die Lager für politische Gefangene (von 

Veranstaltern unwidersprochen) etwa als „Dörfer 

mit Zaun“, die man „auf keinen Fall mit Gulags oder 

Konzentrationslagern vergleichen“ könne. Vielmehr 

sei dies einfach das nordkoreanische Gefängnissys-

tem und in diesen Einrichtungen würden „Kriminel-

le“ interniert. So geschehen am 12. Dezember 2014 

bei einer Diskussion mit Philipp Rösler auf Einladung 

der Friedrich-Naumann-Stiftung,5 bei mehreren Ver-

anstaltungen zur Bewerbung seines Buches oder 

bei einer Werbeveranstaltung für die Reiseagentur 

„Pyongyang Travel“ (im Oktober 2018) in Berlin.6

Als zweites Beispiel sei ein Plädoyer des Vorsitzen-

den der Deutsch-Koreanischen Gesellschaft, Uwe
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Schmelter, bei einer Veranstaltung im Auswärtigen 

Amt am 20. August 2019 genannt.7 Im Diskussionsteil 

der Veranstaltung, nach einem Vortrag des deutschen 

Botschafters in Pjöngjang, Pit Heltmann, warb der 

Vorsitzende der Deutsch-Koreanischen Gesellschaft 

um Verständnis für Zwangsarbeit in Nordkorea, wo-

bei man berücksichtigen müsse, welche patriotische 

Erfüllung und Freude Nordkoreaner dabei empfinden 

würden, wenn sie für Ihr Land arbeiten dürften. Er 

wies sinngemäß darauf hin, dass man diese patrioti-

schen Gefühle in westlichen Ländern nicht nachemp-

finden könne, aber Verständnis zu entwickeln sei.

Spätestens seit dem Bericht der UN-Untersuchungs-

kommission, in dem mehr als 300 Zeugen zur Men-

schenrechtslage in Nordkorea gehört wurden, stellt 

international eigentlich niemand mehr in Frage, 

dass es sich hier um zahlreiche Verbrechen gegen 

die Menschlichkeit und/oder schwere Völkerstraf-

taten handelt. Folgende (wie auch frühere) Berichte 

von zahlreichen koreanischen NROs oder zum Bei-

spiel von Human Rights Watch zeigen viele weite-

re Aspekte des täglichen Lebens in Nordkorea, in 

welchen es desaströs um die Menschenrechte be-

stellt ist. Die UN-Untersuchungskommission hat-

te sich – alleine aus Zeitgründen und der Fülle an 

Zeugen und Beweisen – auf einige Schwerpunkte 

konzentrieren müssen und viele Bereiche lediglich 

kurz andeuten können. In Bezug auf die Lebensum-

stände in den Lagern für politische Gefangene und 

auf schwerwiegende Verletzungen der Menschen-

rechte durch Zwangsarbeit, bei Androhung von De-

portation, bleiben durch die zahlreichen Zeugenaus-

sagen in diesem Bericht jedoch keine Zweifel offen.

Im Rahmen unserer Arbeit steht unsere Stiftung 

mit zahlreichen NROs, politischen Organisationen 

und Wissenschaftlern in vielen Ländern in engem 

Kontakt und Austausch (zum Beispiel in Großbri-

tannien, den Niederlanden, Polen, der Tschechi-

schen Republik, Ungarn, Rumänien, Korea und Ja-

pan) und haben die subjektive Erfahrung gemacht, 

dass die Verharmlosung der Menschenrechtslage

in Nordkorea in der oben genannten Form ein

eher deutsches Phänomen zu sein scheint. Gera-

de vor dem Hintergrund der deutschen Geschich-

te ist dieser Umstand irritierend und bedauerlich.

Bei allen Schwierigkeiten, verifizierbare Informatio-

nen aus bzw. über Nordkorea zu erhalten, überraschen 

die selbstsicheren Aussagen der „Nordkorea-Kenner“ 

(oder „-Insider“) gerade aus dem deutschsprachigen 

Raum. In Vorträgen, öffentlichen Auftritten, Büchern 

oder Interviews wird mit Bestimmtheit eine vorgeb-

lich alternativlose Interpretation über Nordkoreas 

wirtschaftliche Lage und Zukunft, über den Diktator 

Kim Jong Un persönlich und Nordkoreas politische 

Ambitionen gezeichnet. Lediglich wenn Nachfragen 

zu in kurzen Zeiträumen erwarteten Handlungen ab-

gefragt werden, welche innerhalb einiger Wochen 

oder Monate verifizierbar wären, wird es schwam-

mig. Bei Langzeitprognosen wird sich dagegen sel-

ten zurückgehalten. Als Beispiel seien die selbst-

sicheren Aussagen nach der Machtübernahme Kim 

Jong Uns erwähnt: Während niemand irgendetwas 

Konkretes über Kim  Jong  Uns Charakter, seine poli-

tischen Ambitionen oder auch nur sein genaues Al-

ter wusste, meinte so mancher „Nordkorea-Kenner“, 

die wirtschaftliche Reformierung und Öffnung in-

nerhalb der nächsten Jahre prophezeien zu müssen 

und portraitierte den sehr jungen Diktator als „wahr-

scheinlich großen Reformer“, begründet durch einen 

mehrjährigen Aufenthalt in frühen Jugendjahren in 

der Schweiz. Diese „Weissagungen“ waren absolut 

unseriös und haben sich erwartungsgemäß nicht er-

füllt. Nordkorea würde jetzt „dem chinesischen Weg 

folgen und sich schrittweise der Außenwelt öffnen“, 

orakelten viele „wahre Kenner Nordkoreas“. Es kam 

vollkommen anders: weitere nukleare Aufrüstung, 

Weiterentwicklung des Langstrecken-Raketen-Pro-

gramms, wirtschaftlich ist das Regime immer noch 

völlig am Boden und momentan steht wohl eine 

nächste Hungerkatastrophe als drohende Möglich-

keit an. Auch wenn die Corona-Pandemie natürlich 

einen Einfluss auf die wirtschaftliche und politische 

Lage Nordkoreas hat, ist sie nicht der Grund da-

für, dass Nordkorea eindeutig – und wie zu erwar-

ten war – nicht „dem chinesischen Weg“ gefolgt ist.
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"Regierungsberater" 
und Einflussnahme
Wie bereits erwähnt, ist es eine große Herausforde-

rung, das strategische Verhalten, die diplomatischen 

Ambitionen und die aktuelle Lage innerhalb der Lan-

desgrenzen Nordkoreas einzuschätzen. Dabei spielt 

die Sprachbarriere eine große Rolle. Die meisten 

der nordkoreanischen Flüchtlinge sprechen weder 

Deutsch noch Englisch und vor allem: Sie sprechen 

nicht gerne über ihr Leben und ihre Informationen 

aus Nordkorea. Das hat unterschiedlichste Gründe, 

von psychischer Belastung durch Verfolgung und 

Flucht, die Priorisierung, sich ein neues Leben auf-

zubauen, bis hin zur Vermeidung von Diskreditierung 

ihrer Glaubwürdigkeit durch verschiedene Akteure.

Zusätzlich ist es schwierig, bei der Flut an Veröffent-

lichungen, Interviews, Vorträgen und Statements von 

Personen, die sich mit Nordkorea in irgendeiner Form 

beschäftigen, herauszufiltern, welche Informationen 

objektiv oder politisch tendenziös gefärbt werden. 

Dabei widersprechen sich oft selbstbewusst getätig-

te Aussagen je nach Sachverhalt und nach Quelle oft 

diametral. Die daraus resultierende Unsicherheit be-

züglich der Faktenlage scheint es für manche „Nord-

korea-Kenner“, „-Insider“, „-Experten“ attraktiv zu 

machen, ihre Glaubwürdigkeit wie den Zugang zu In-

formationen attraktiver nach außen darzustellen, als 

er in Wahrheit eigentlich ist. Hierzu werden gerne zwei 

Strategien gewählt, welche beide zu höchst problema-

tischen Verzerrungen intellektuell redlicher Bericht-

erstattung oder Forschung über Nordkorea führen:

1. Der „besondere Zugang“ zu Funktionären 
in Nordkorea 

Das Problem hierbei ist, dass sich dieser „besondere 

Zugang“ zum einen als nicht sehr produktiv erweist 

und vom nordkoreanischen Regime leicht für eigene 

Zwecke instrumentalisiert wird. Zum anderen, dass er 

an Bedingungen geknüpft ist, die jegliche Aussagen

über Nordkorea durch diese Personen vorsätzlich un-

vollständig, wenn nicht gar insgesamt unglaubwür-

dig werden lassen. Wer zu kritisch über Nordkorea 

spricht oder sich beispielsweise mit Dissidenten und 

Flüchtlingen trifft, dem wird der „besondere Zugang“ 

(und ggfs. die Möglichkeit, ein Visum für die DVRK 

zu erhalten) entzogen. Wer sich in diese intellektuel-

le Geiselhaft begibt und sich dann als wissenschaft-

lich arbeitender Experte darstellt, ist unglaubwürdig.

2. Der „besondere Einfluss“ auf Entschei-
dungsträger in Deutschland. 

Derjenige Journalist, der einen Experten für ein Inter-

view oder eine Talkshow über Nordkorea sucht, kann 

wohl kaum eine bessere Quelle finden als jemanden, 

der wissenschaftlich zu Nordkorea forscht, die Bun-

desregierung berät und an vermeintlich mysteriö-

sen Geheimverhandlungen mit Nordkorea teilnimmt. 

Möglicherweise ist dies der Grund, weshalb man zum 

Beispiel auf der Website des Instituts für Koreastudien 

der FU Berlin folgende Beschreibung über den eigenen 

wissenschaftlichen Mitarbeiter Eric Ballbach findet: 

„Besonders im Bereich Nordkorea gilt der Politik-

wissenschaftler als absoluter Kenner der Materie, 

schließlich berät er nicht nur die deutsche Bun-

desregierung, sondern nimmt auch regelmäßig 

an halboffiziellen diplomatischen Gesprächen mit 

nordkoreanischen Vertretern teil.“ 8 

Auf unsere Anfrage hierzu an die Bundesregierung, in-

wieweit dies zuträfe, erhalten wir folgende Auskunft: 

„Eine Beratertätigkeit für die Bundesregierung ist 

uns nicht bekannt. Auch hat Dr. Ballbach unserer 

Kenntnis nach bislang an keinem Gespräch der 

Bundesregierung mit Nordkoreanern teilgenom-

men.“ 9
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Seit Jahren werden in deutschen Medien einige offi-

zielle (und daher regimebetreute) Reisen nach Nord-

korea als besondere Qualifikation gesehen, um neue 

Einschätzungen über das Leben der Menschen in 

Nordkorea und die innen- wie außenpolitischen Ambi-

tionen des Regimes geben zu können. Behauptungen, 

man könne sich jetzt zum Teil unbegleitet bzw. unbe-

wacht zumindest in Pjöngjang und Wonsan bewegen, 

entsprechen nicht den Tatsachen, wie aus zahlrei-

chen gut unterrichteten Quellen bekannt ist. Ganz be-

sonders außerhalb der Hauptstadt – dies bestätigen 

ebenfalls nordkoreanische Flüchtlinge, die „westliche 

Besucher“ zu Gesicht bekamen oder Tanzveranstal-

tungen und viele andere schauspielerische Leistun-

gen einstudieren und regelmäßig aufführen mussten. 

Fragen Sie sich selbst, wenn ein geladener Besu-

cher Nordkoreas erzählt, wie er im Stadtzentrum 

von Pjöngjang „glückliche Nordkoreaner“ gesehen 

hat, „die an Ständen selbstgemachte Limonade und 

Eiscreme verkauft haben“ – was soll uns das über 

die Situation im Land sagen? Durchaus vorstellbar, 

dass diese Einschätzung in diesem Fall tatsäch-

lich zutrifft. Doch in welchem Verhältnis steht diese 

Aussage zu 120.000 Menschen in Lagern für poli-

tische Gefangene? Bis heute ist der größte Teil der 

nordkoreanischen Bevölkerung in einer prekären 

Ernährungslage. Über die medizinische Versorgung 

braucht man gar nicht erst zu reden. Und bitte be-

denken Sie auch: Die allermeisten Regionen Nord-

koreas sind für Besucher jeglicher Art aus dem Aus-

land seit Jahrzehnten schlichtweg nicht betretbar.

Eine Bühne für Relativierun-
gen von Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit
Als Konsequenz der bisher in diesem Dokument 

aufgezeigten Problematik bezüglich der Bericht-

erstattung über Nordkorea stellt sich die Frage, mit 

welcher Begründung solch inhaltlich bedenklichen, 

weil dem nordkoreanischen Regime bestenfalls un-

kritischen gegenüberstehenden Personen so regel-

mäßig eine Bühne geboten wird; sei es durch ge-

meinnützige Organisationen, (politische) Stiftungen 

oder durch wiederholte Einladungen bei politischen 

Institutionen, seien es Parlamentariergruppen, das 

Auswärtige Amt oder gar die Bundesregierung. 

Während Aussagen, welche Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit durch das Nordkoreanische Regime 

bagatellisieren, durch die Meinungsfreiheit recht-

lich gedeckt sind, so rechtfertigt sie diese natürlich 

nicht, wenn intellektuell redliche Personen und Or-

ganisationen durch unkritische Präsentation sol-

cher Meinungen die Sachlichkeit der Debatte stören.

Sollten nicht gerade vor dem Hintergrund der deut-

schen Vergangenheit und dem aktuellen Trend zum 

Erstarken von Rechtspopulismus und Verschwö-

rungsmythen Entscheidungen besonders besonnen 

getroffen werden, in welchem Rahmen man sich mit 

solchen regimeunkritischen Meinungen auseinander-

setzt? So unangenehm es für viele auch sein mag, 

sich Äußerungen über die angebliche Harmlosigkeit 

der nordkoreanischen Völkerstraftaten unwiderspro-

chen anhören zu müssen (zum Beispiel bei öffent-

lichen Veranstaltungen einiger Parteistiftungen), 

viel erheblicher ist das Signal an die internationale 

Gemeinschaft, wenn in Deutschland Personen, die 

nordkoreanischen Lager für politische Gefange-

ne systematisch verharmlosen¹0, als Experten und 

Sachverständige bezeichnet werden. Wie glaubwür-

dig wird Kritik zum Beispiel der Bundesregierung

an dem Umgang der KPC mit der Minderheit der
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 Uiguren sein, wenn zeitgleich in der deutschen Presse, 

in Räumen des Deutschen Bundestags oder auf Ver-

anstaltungen im Auswärtigen Amt unwidersprochen 

die Verbrechen gegen die Menschlichkeit in Nord-

korea relativiert oder gar geleugnet werden können? 

Hier ist ein sofortiges Umdenken absolut notwendig.

Das gegenteil von Gut 
ist Gut Gemeint
Regelmäßig haben Mitglieder unseres Teams in den 

vergangenen Jahren folgende Szene erlebt: Während 

der Publikumsdiskussion bei Veranstaltungen über 

Nordkorea hält Uwe Schmelter (Vorsitzender der 

Deutsch-Koreanischen Gesellschaft), statt eine Fra-

ge zu stellen, ein Plädoyer für Anerkennung, welch 

großartiges und vielversprechendes Austauschpro-

jekt zwischen BRD und DVRK der „Goethe-Lesesaal“ 

in Pjöngjang gewesen sei. Ohne diese wiederholten 

und engagierten Redebeiträge hätte unser Team die-

ses Projekt vielleicht nie zur Kenntnis genommen, 

doch glücklicherweise kam es anders. Tatsächlich 

lässt sich an keinem anderen Projekt so gut erläu-

tern, welche Hindernisse und Fallstricke zweifel-

los wohlmeinenden Austauschprojekten vom nord-

koreanischen Regime in den Weg gelegt werden.

Die Grundidee des Goethe-Lesesaals in Pjöng-

jang, so wurde es auch vom Initiator kommuni-

ziert, sei es gewesen, der gesamten (allen Ge-

sellschaftsschichten bzw. Kastenangehörigen) 

nordkoreanischen Bevölkerung Zugang zu Büchern 

und Zeitschriften aus Deutschland zu ermöglichen. 

Nachdem dieses Projekt eröffnet wurde (der Le-

sesaal wurde in der „großen Studienhalle des Vol-

kes“ durch und mit Geldmitteln von der BRD ein-

gerichtet), stellten sich allerdings Probleme ein:

1. Vertreter des Regimes hatten beherzt zur Sche-

re gegriffen und alles möglicherweise der nord-

koreanischen Propaganda und Indoktrinierung 

Entgegenstehende zensiert. Jede in irgendeiner 

Form aus Sicht des Regimes kritische Passage 

oder Artikel, die allermeisten Fotos, jegliche Wer-

bung – alles fiel der Schere zum Opfer. Es ist nicht 

übertrieben zu behaupten, dass in vielen Maga-

zinen weit mehr als die Hälfte des Inhalts fehlte.

2. Um auf Nummer sicher zu gehen, ergriffen die 

Vertreter des Regimes eine weitere Maßnahme: 

Der Lesesaal war Tag und Nacht durchgehend ab-

geschlossen und niemandem zugänglich.¹¹ Selbst 

die stark zensierten Überreste deutscher Litera-

tur und Magazine waren für niemandem verfügbar.

Nordkorea stellt zweifellos demjenigen, der Aus-

tauschprogramme aufstellen will, besondere intel-

lektuelle Anforderungen, verlangt ein hohes Maß an 

Vorstellungsgabe und politischem Verständnis. Auch 

mit den historischen und politischen Facetten von 

den zahlreichen Diktaturen der jüngeren Geschich-

te sollte man vertraut sein, um nicht Fehler im Um-

gang mit der Diktatur in Nordkorea zu wiederholen. 

Dieses Negativ-Beispiel sollte aber auf keinen Fall 

entmutigen. Dialog und Austausch mit auch der 

menschenverachtendsten Diktatur sind nötig. Bei 

einer unserer Veranstaltungen im Jahr 2019 mit 

Thae Yong Ho (früherer Vize-Abteilungsleiter des 

nordkoreanischen Außenministeriums und spä-

ter Vize-Botschafter der DVRK in England) sagte er: 

„Ich bin nicht gegen Austausch. Ich bin nur gegen 

dummen Austausch.“ Austauschprogramme mit 

menschenverachtenden Diktaturen müssen Ver-

besserungen in der dortigen Gesellschaft zum Ziel 

haben. In Bezug auf Nordkorea formulierte die Be-

auftragte der Bundesregierung für Menschenrechts-

politik und humanitäre Hilfe, Frau Bärbel Kofler:
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„Daneben muss die Menschenrechtslage in 

Nordkorea auf der Tagesordnung aller politischen 

Kontakte mit dem Regime bleiben. Dies werden 

wir insbesondere im Rahmen der 2019 für Nord-

korea anstehenden Universal Periodic Review 

verdeutlichen. Deutschland ist diesem Ziel in 

besonderer Weise verpflichtet. Die Bundesrepu-

blik hat als erstes Land weltweit den Dialog über 

Menschenrechte in das Protokoll zur Aufnahme 

diplomatischer Beziehungen mit Nordkorea auf-

genommen.“¹2 

Zur ungefähr selben Zeit schloss das Institut für 

Koreastudien der FU Berlin ein Memorandum of 

Understanding (MoU) mit der Kim-Il-Sung-Univer-

sität ab, das zum Ziel hat, eine gemeinsame For-

schungskooperation in den Fachbereichen Hu-

manwissenschaften und Soziologie zu beginnen.¹³

Dabei ist in keiner Weise, begründet durch die bis-

herige Positionierung der Vertreter des Institu-

tes in der Öffentlichkeit sowie durch die Art der 

politischen Arbeit des Instituts, davon auszuge-

hen, dass Menschenrechte in irgendeiner Form 

bei dieser geplanten Zusammenarbeit mit der 

Kim Il Sung Universität eine Rolle spielen werden.

Auf der Website des Instituts für Koreastudien der 

Freien Universität Berlin oder in deutschen Medi-

en fand sich hierzu zu keiner Zeit eine Erwähnung. 

Die Wirtschaftliche Realität
Der TÄTER
Wer Austausch mit Nordkorea anstrebt, ist auf die 

absolute Oberschicht beschränkt. Das ist diejeni-

ge Gruppe, der die Vereinten Nationen die alleini-

ge Verantwortung für die vielseitigen Verbrechen 

– nicht nur Verbrechen gegen die Menschlich-

keit – zuschreibt. Dieser Oberschicht dürfte vor 

allem daran gelegen sein, dass zum einen der 

eigene bescheidene Wohlstand und die Privilegien 

erhalten bleiben und dass zum anderen das Regime 

stabil bleibt. Wer will sich schon für die Verbrechen in 

Nordkorea vor Gericht verantworten müssen? Nun sind 

gemeinsame Projekte mit Personen dieser Gruppe 

generell mit größter Vorsicht anzugehen, doch dürfen 

sie vor allem nicht die Bemühungen der internationa-

len Gemeinschaft zu einer Verbesserung der Men-

schenrechtslage unterlaufen. Zur Verdeutlichung, wie 

brisant dieser Sachverhalt ist, zitieren wir hierzu aus-

führlich den Politikwissenschaftler Stephan Blancke: 

 „2010 war es schwierig, professionelle Schmuggler 

für einen Job zugunsten Nordkoreas zu finden. Warum 

war das so? Die damaligen Sanktionen gegen Nordko-

rea waren – im Gegensatz zur heutigen Situation – 

relativ schwach und weniger umfassend, die Strafen 

jedoch vergleichsweise hoch. Das war gleichzusetzen 

mit dem Risiko einer hohen Strafe im Vergleich zu ei-

nem relativ geringen Profit. Bekannterweise bestimmt 

der Markt den Wert einer Ware und dieser Markt hat 

sich zugunsten krimineller Netzwerke geändert: Die 

Sanktionen gegenüber Nordkorea sind heute wesent-

lich strenger und es ist prinzipiell aufwendiger gewor-

den, sanktionierte Güter nach Nordkorea zu transpor-

tieren. Ergo: Eine solche illegale Transaktion ist heute 

attraktiver, denn sie wird besser bezahlt. Bessere Be-

zahlung bedeutet für die nordkoreanischen Kunden 

aber auch, entsprechende Finanzmittel zu beschaffen. 

Die deprimierende Erkenntnis lautet heute, nach 

vielen Jahren der Sanktionspolitik gegenüber Nord-

korea, aber auch diversen anderen Staaten: Sank-

tionen bringen wenig und provozieren eigentlich das 

Gegenteil von dem, was beabsichtigt war! Was an 

Waren gewünscht ist und bezahlt wird, kann auch 

beschafft werden. Dazu reicht bereits ein Blick in 

Videos oder auf Fotos, aufgenommen in Nordkorea: 

Luxusprodukte aller Art, von Champagnerflaschen 

über Maybach Luxuskarossen bis hin zu teuren 

CNC Maschinen – das alles ist streng sanktioniert 

und dennoch existiert es in Nordkorea. Warum? 

Weil das Interesse an Profit überwiegt und weil es
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immer wieder windige Geschäftsleute, Broker, Geld-

kuriere, aber auch mittelständische Firmen bis hin 

zuglobal playern gibt, die entweder vorsätzlich han-

deln oder aber ihre Due Diligence, zu der sie gesetz-

lich verpflichtet sind, nicht oder nicht gründlich genug 

durchführen. Es ist auch äußerst fragwürdig, sich auf 

Kooperationen mit nordkoreanischen Entitäten ein-

zulassen, die aus nachvollziehbaren Gründen sank-

tioniert sind: Ein Beispiel ist die bekannte Kim Il Sung 

University (KISU) in Pyongyang. Dort werden nicht nur 

deutsche Klassiker gelesen und – laut Website – Cre-

dit Points für Juche Philosophy vergeben, sondern 

auch umfassend militärische Forschungen betrieben. 

Im Dezember 2018 wurde in der ausführlichen Unter-

suchung ‚North Korea’s International Scientific Colla-

borations: Their Scope, Scale, and Potential Dual-Use 

and Military Significance‘ des renommierten Middle-

bury Institute for International Studies at Monterey 

die KISU explizit als einer der Hauptakteure genannt. 

U. a. heisst es in der Untersuchung: ‚In October (2018) 

[...] KISU signed an »exchange and cooperation ag-

reement« in the humanities and sociology with Ger-

many’s Berlin Free University.’ Sowohl die Humboldt-

Universität als auch die Freie Universität werden auf 

der Website der KISU als ‚Schwesteruniversitäten‘ be-

zeichnet. Was bedeutet das für die Menschenrechte? 

Man muss klar festhalten, dass in Nordkorea keine 

einzige Institution existiert, innerhalb derer ein Be-

reich losgelöst vom anderen eine autonome Politik, 

gar eine [sic] offenen Rechtsdialog, durchführen 

kann. Eine Kooperation, gleich welcher Art, mit der 

KISU – oder jeder anderen nordkoreanischen Ein-

richtung – ist gleichzusetzen mit der Kooperation mit 

einem Regime, dass [sic] seine Bevölkerung massiv 

unterdrückt. Ein Unrechtsregime, in dem Menschen-

rechte mit Füßen getreten werden, kann nur über-

leben, wenn es direkte oder indirekte Anerkennung 

erfährt. Das kann mit festlichen Dinnern und wei-

hevollen Reden an den Vorzeigeorten des Regimes 

geschehen. Das kann ebenso mithilfe von skrupel-

losen Geschäftsleuten geschehen, die Rüstungs-

technik oder Cash nach Nordkorea schmuggeln. Bei-

de erhalten dafür eine Gegenleistung vom Regime, 

unter anderem Geld! Dafür bekommt das Regime 

benötigte Waren sowie eine milde Darstellung und 

akademische Anerkennung. Die letzten Jahre haben 

jedoch gezeigt, dass die Reputation eines Landes 

mit fragwürdiger Wissenschaftsdiplomatie ebenso 

leiden kann wie mit dem Auftauchen eines seiner rol-

lenden Luxussymbole auf den Straßen Pyongyangs.“

(Stephan Blancke:  "Violation of sanctions  and WMD proliferation as organised 
crime", Brussels 2020, Auszug aus Non-Paper, https://stephan.blancke.de)

Der Verantwortung 
Gerecht Werden

Das totalitäre Regime unter dem Kim-Clan begeht 

vor unser aller Augen Verbrechen gegen die Mensch-

lichkeit bzw. schwere Völkerstraftaten. Das Ausmaß 

der systematischen Menschenrechtsverletzungen, 

bei denen so viel mehr verletzt wird als ein Recht, 

übersteigt bei Weitem unsere Vorstellungskraft. Wir 

stehen deshalb in der drängenden Verantwortung, 

Klartext zu reden, statt Verharmlosungen unwider-

sprochen eine Bühne zu bereiten. Untätigkeit ist an-

gesichts des kolossalen Schreckens und Grauens kei-

ne auch nur ansatzweise vertretbare Option. Sie wäre 

im Gegenteil Ausdruck zynischer Ignoranz, die histo-

rische Schuld auf sich lädt und bei künftigen Genera-

tionen auf Unverständnis, ja Verachtung stoßen wird. 

Wer, wenn nicht das Land der Holocaust-Täter, hätte 

die moralische Pflicht, an der Seite der Unterdrück-

ten, Verfolgten und Drangsalierten zu stehen? Die Zu-

stände in den nordkoreanischen Lagern, in denen Lei-

chen der Ermordeten verbrannt und die Überreste als 

Dünger verwendet werden, erinnern an die ungeheu-

erlichen Gräueltaten, die während des Zweiten Welt-

kriegs begangen wurden. Gerade in Deutschland soll-

te die Sensibilität dafür bestehen, wie dünn die Decke 

der Zivilisation ist und wie wichtig es daher ist, Stel-

lung gegen die Komplizen der Inhumanität zu bezie-

hen. Wer keine Möglichkeiten sieht, sich direkt vor Ort 

dem Unrecht entgegenzustellen, der sollte sich gegen 
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diejenigen stellen, die sich im eigenen Land zu Apolo-

geten oder gar zu Komplizen der Verbrecher machen! 

Doch in Bezug auf die Menschenrechtslage in der 

Demokratischen Volksrepublik Korea scheinen vielen 

eigentlich renommierten Institutionen, Organisatio-

nen und Personen in erschreckendem Ausmaß alle 

Verhältnismäßigkeiten verlorengegangen zu sein.

Wir möchten betonen: Es liegt uns fern, einzelnen Per-

sonen hierbei in irgendeiner Form vorsätzliches Han-

deln zu unterstellen. Vielmehr sehen wir das Problem 

in der Komplexität der Situation auf der koreanischen 

Halbinsel sowie schlechter Beratung durch Korea-„Ex-

perten“. Feststehen sollte aber: Wer der Allgemeinen 

Erklärung der Menschenrechte, dem Rechtsstaatsver-

ständnis der Bundesrepublik und ihrer historischen 

Verantwortung nicht ablehnend gegenübersteht, wird 

diese Aktivitäten als absolut skandalös empfinden!

Wir fordern daher von allen politischen Akteuren und 

bürgerlichen Institutionen: 

1. Ab sofort keine Aktivitäten zu unterstützen, weder 

finanziell noch in anderer Art, welche die Verbrechen 

gegen die Menschlichkeit bzw. Völkerstraftaten des 

nordkoreanischen Regimes ignorieren, verharmlosen 

oder relativieren.

2. Ab sofort keinen Organisationen oder Einzelper-

sonen ein öffentliches Forum zu bieten, welche die 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit bzw. Völker-

straftaten des nordkoreanischen Regimes ignorieren, 

verharmlosen oder relativieren.

3. Keine Handlungsempfehlungen und/oder Bera-

tungen mehr von Organisationen oder Personen zu 

beziehen oder zu finanzieren, welche ihre Informa-

tionen ausschließlich durch Dialog mit Vertretern 

des nordkoreanischen Regimes beziehen und sich 

dem Erfahrungsschatz der rund 32.000 nordkorea-

nischen Flüchtlinge durch Verweigerung des Dialogs 

verschließen. Dies ist tendenziös und intellektuell un-

redlich.

4. Der internationalen und besonders deutschen 

Verantwortung gegenüber der Verteidigung der Men-

schenrechte auch in Bezug auf Nordkorea gerecht 

zu werden; d. h. Dialog und Austausch zwischen der 

Bundesrepublik und dem nordkoreanischen Regime 

in jeder Weise und verbindlich an Verbesserungen der 

Menschenrechtslage zu koppeln.

5. Sicherzustellen, dass jede Form von Hilfsleistung 

an die Demokratische Volksrepublik Nordkorea der 

dortigen Bevölkerung zu Gute kommt. Sollte dies 

nicht garantiert werden, ist von Hilfsleistungen klar 

abzusehen – die Bundesregierung darf auf keinen Fall 

regime-stärkende Maßnahmen gegen die dortige Be-

völkerung unterstützen.

6. Zu bedenken, dass die eigene Glaubwürdigkeit von 

Kritik an Verbrechen gegen die Menschlichkeit herab-

gesetzt wird, wenn die einen Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit deutlich kritisiert werden (z.  B. der 

Umgang der Regierung der Volksrepublik China mit 

der Minderheit der Uiguren), während man bei Nord-

koreas Völkerstraftaten wegsieht oder sogar Ver-

ständnis und Toleranz aufbringt.

7. Den Auf- und Ausbau wissenschaftlicher For-

schung in Deutschland zu Nordkorea zu unterstützen. 

Insbesondere durch interdisziplinären Austausch 

zwischen Koreanistik, Politik- und Geschichtswissen-

schaften sowie der Soziologie. Und damit ist aus-

drücklich nicht eine wissenschaftliche Kooperation 

mit der Kim-Il-Sung-Universität, die Kaderschmiede 

des verbrecherischen Regimes in Pjöngjang, gemeint! 

Unfassbar, dass dies zu betonen nötig scheint.

8. Die politische Identität des Kim-Regimes klar zu 

benennen: Es handelt sich dabei um eine faschis-

toide, theokratische Diktatur mit kommunistischem 

Anstrich. Daraus folgt nicht nur eine historisch be-

gründete besondere Verantwortung Deutschlands, es 

würde zudem der KPC unter Umständen leichter fal-

len, seine oftmals schützende Hand über dem Regime 

zumindest ein wenig zurückzuziehen, die verhängten 

Sanktionen konsequenter umzusetzen und die Rück-

führung von Flüchtlingen aus Nordkorea einzustellen.
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Anmerkungen
¹ Der Begriff wird im Zusammenhang mit der DVRK häufig 
verwendet, ist aber inhaltlich falsch. Humanitäre Hilfe be-
zeichnet lediglich rasche kurzfristige Hilfe, z. B. nach Na-
turkatastrophen. Korrekt wäre es, in Bezug auf Hilfsleistun-
gen an die DVRK von Entwicklungshilfe zu sprechen.

² Nordkoreas Bevölkerung ist in ein starres Klassen- bzw. 
Kastensystem, „Songbun“, eingeteilt. Die Zugehörigkeit 
zur eigenen Kaste wird vererbt. Begründet wird dies ideo-
logisch durch die „Blutvererbungslehre“, ein Aspekt von 
Nordkoreas eigener Version einer Rassentheorie. Die Klas-
se entscheidet für die meisten Menschen über Berufswahl, 
Strafmaß, Wohnort u. v. m.

³ A/HRC/25/CRP.1 (Englisch) und A/HRC/25/63, ohchr.org/
EN/HRBodies/HRC/CoIDPRK/Pages/ReportoftheCommis-
sionofInquiryDPRK.aspx, Eine deutsche Übersetzung des 
A/HRC/25/63 finden Sie hier: saram-nk.org/nordkorea/un-
bericht.

4 Die weitreichenden und systematischen sexuell motivier-
ten Gewalttaten sind in einem Bericht von Human Rights 
Watch erläutert: hrw.org/report/2018/11/02/you-cry-night-
dont-know-why/sexual-violence-against-women-north-ko-
rea.

5 https://www.liberale.de/content/podiumsdiskussion-
nordkorea-innenansichten-eines-totalen-staates-mit-rue-
diger-frank-und

6 Die Informationen zur Veranstaltung wurden inzwischen 
von der Facebook-Seite und der Website von „Pyongyang 
Travel“ gelöscht, Die Aussagen waren bei allen genannten 
öffentlichen Veranstaltungen identisch, jeweils von mehre-
ren Veranstaltungsgästen bezeugt.

7 Veranstaltungsbericht der Deutsch-Koreanischen Gesell-
schaft, Regionalverband Berlin: https://korea-dkg.de/cate-
gory/regionalverband-berlin/

8 https://www.geschkult.fu-berlin.de/e/oas/korea-studien/
publikationen/Medienbeitraege/2019-ballbach-kbsworl-
dradio/index.html

9 Auskunft per E-Mail auf Bürgeranfrage an die Bundesre-
gierung an SARAM - Stiftung für Menschenrechte in Nord-
korea

10 Die Untersuchungskommission der Vereinten Nationen 
bezeichnete diese Lager nicht leichtfertig als Konzentra-
tionslager. Anzumerken ist dabei, dass sich dies nicht auf 
einen Vergleich mit Auschwitz oder anderen Vernichtungs-
lagern des sogenannten Dritten Reiches bezieht.

¹¹ Uns gegenüber bestätigt durch mehrere Personen aus 
gut unterrichteten Kreisen.

 

¹² https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/kofler-
nordkorea/2169014

¹³ Vgl. dazu: https://tinyurl.com/y3k5up9s, 
https://www.masterstudies.com/news/german-and-north-
korean-universities-commit-to-exchange/-3089/,
http://universityworldnews.com/post.php?sto-
ry=2018100607142383 

Impressum:

SARAM – Stiftung für Menschenrechte

Hohenzollerndamm 120
14199 Berlin

Kontakt: info@saram-nk.org

Website: saram-nk.org
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